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Informationen zu einer Stundung und dem 
gegebenenfalls möglichen Erlass wegen geringem 
Einkommen und Kindererziehung beziehungsweise 
Pflege eines nahen Angehörigen nach § 13b Absatz 3 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) 

Auszug aus dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) 

§ 13a AFBG - Einkommensabhängige Rückzahlung 

Von der Verpflichtung zur Rückzahlung ist der Darlehensnehmer oder die Darlehensnehmerin auf 

seinen oder ihren Antrag durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau freizustellen, soweit das 

Einkommen monatlich den Betrag nach § 18a Absatz 1 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes nicht übersteigt. Sofern der übersteigende Betrag 

geringer ist als die monatlich zurückzuzahlende Mindestrate von 128 Euro, ist die 

Rückzahlungsrate auf den übersteigenden Betrag zu reduzieren. Die Freistellung ist in diesen 

Fällen auf die Differenz zwischen dem übersteigenden Betrag und der Mindestrate beschränkt. 

§ 18a Absatz 2 und 3 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

Eine Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung kann für längstens fünf Jahre erfolgen. 

§ 13b Absatz 3 AFBG - Erlass und Stundung 

(3) Für jeden Monat, für den der Darlehensnehmer oder die Darlehensnehmerin glaubhaft 

macht, dass 

1. sein oder ihr Einkommen den Betrag nach § 18a Absatz 1 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes nicht übersteigt,  

2. er oder sie  

a) ein Kind, das das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, erzieht oder 

b) ein behindertes Kind betreut oder  

c) einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen oder eine pflegebedürftige nahe 

Angehörige nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes, der oder die nach den §§ 14 

und 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch mindestens in den Pflegegrad 3 

eingestuft ist, pflegt. 

werden auf Antrag die Darlehensrate und die Zinsen nach § 13 Absatz 5 längstens für einen 

Zeitraum von zunächst zwölf Monaten gestundet. Der Darlehensnehmer oder die 

Darlehensnehmerin ist verpflichtet, während der Dauer der Stundung jede nach dem Zeitpunkt 

der Antragstellung eintretende Änderung der Verhältnisse nach Satz 1 Nummer 1 und 2 der 

Kreditanstalt für Wiederaufbau schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. Kommt der 

Darlehensnehmer oder die Darlehensnehmerin dieser Verpflichtung nicht nach, gerät er oder 

sie mit jeder zu Unrecht gestundeten Rate auch ohne Mahnung in Verzug. Nach Ablauf des 

Stundungszeitraums werden auf Antrag die gestundeten Raten erlassen, soweit der 

Darlehensnehmer oder die Darlehensnehmerin nachweist, dass zum Zeitpunkt der 
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Antragstellung die Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 1 und 2 noch gegeben sind. Kind 

des Darlehensnehmers oder der Darlehensnehmerin ist ein Kind, für das er oder sie einen 

Anspruch auf Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder dem 

Bundeskindergeldgesetz hat, soweit das Kind das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat, sowie Kinder im Sinne des § 32 Absatz 4 Nummer 3 des Einkommensteuergesetzes oder 

des § 2 Absatz 2 Nummer 3 des Bundeskindergeldgesetzes. 

Auszug aus dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 

§ 18a BAföG - Einkommensabhängige Rückzahlung 

(1) Auf Antrag sind Darlehensnehmende während der Rückzahlungsfrist des § 18 Absatz 3 Satz 

1 bis spätestens zu deren Ablauf von der Verpflichtung zur Rückzahlung freizustellen, soweit ihr 

Einkommen monatlich jeweils den Betrag von 1.605 Euro nicht um mindestens 42 Euro 

übersteigt. Der in Satz 1 bezeichnete Betrag erhöht sich für 

1. den Ehegatten oder Lebenspartner um 805 Euro, 

2. jedes Kind des Darlehensnehmers um 730 Euro, 

wenn sie nicht in einer Ausbildung stehen, die nach diesem Gesetz oder nach § 56 des Dritten 

Buches Sozialgesetzbuch gefördert werden kann. 

Die Beträge nach Satz 2 mindern sich um das Einkommen der Ehegattinnen, Ehegatten, 

Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner und Kinder. Als Kinder gelten insoweit außer eigenen 

Kindern der Darlehensnehmenden die in § 25 Absatz 5 Nummer 1 bis 3 bezeichneten 

Personen. § 47 Absatz 4 und 5 gilt entsprechend. Auf besonderen Antrag erhöht sich der in 

Satz 1 bezeichnete Betrag 

1. bei behinderten Menschen um den Betrag der behinderungsbedingten 

Aufwendungen entsprechend § 33b des Einkommensteuergesetzes, 

2. bei Alleinstehenden um den Betrag der notwendigen Aufwendungen für die 

Dienstleistungen zur Betreuung eines zum Haushalt gehörenden Kindes, das das 

16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, bis zur Höhe von monatlich 175 Euro für 

das erste und je 85 Euro für jedes weitere Kind. 

Auszug aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) – Elftes Buch (XI) – Soziale Pflegeversicherung 

§ 14 SGB XI - Begriff der Pflegebedürftigkeit 

(1) Pflegebedürftig im Sinne dieses Buches sind Personen, die gesundheitlich bedingte 

Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe 

durch andere bedürfen. Es muss sich um Personen handeln, die körperliche, kognitive oder 

psychische Beeinträchtigungen oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder Anforderungen 

nicht selbständig kompensieren oder bewältigen können. Die Pflegebedürftigkeit muss auf 

Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, und mit mindestens der in § 15 

festgelegten Schwere bestehen. 

(2) Maßgeblich für das Vorliegen von gesundheitlich bedingten Beeinträchtigungen der 

Selbständigkeit oder der Fähigkeiten sind die in den folgenden sechs Bereichen genannten 

pflegefachlich begründeten Kriterien: 
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1. Mobilität: Positionswechsel im Bett, Halten einer stabilen Sitzposition, Umsetzen, 

Fortbewegen innerhalb des Wohnbereichs, Treppensteigen; 

2. Kognitive und kommunikative Fähigkeiten: Erkennen von Personen aus dem 

näheren Umfeld, örtliche Orientierung, zeitliche Orientierung, Erinnern an 

wesentliche Ereignisse oder Beobachtungen, Steuern von mehrschrittigen 

Alltagshandlungen, Treffen von Entscheidungen im Alltagsleben, Verstehen von 

Sachverhalten und Informationen, Erkennen von Risiken und Gefahren, Mitteilen 

von elementaren Bedürfnissen, Verstehen von Aufforderungen, Beteiligen an einem 

Gespräch; 

3. Verhaltensweisen und psychische Problemlagen: motorisch geprägte 

Verhaltensauffälligkeiten, nächtliche Unruhe, selbstschädigendes und 

autoaggressives Verhalten, Beschädigen von Gegenständen, physisch aggressives 

Verhalten gegenüber anderen Personen, verbale Aggression, andere 

pflegerelevante vokale Auffälligkeiten, Abwehr pflegerischer und anderer 

unterstützender Maßnahmen, Wahnvorstellungen, Ängste, Antriebslosigkeit bei 

depressiver Stimmungslage, sozial inadäquate Verhaltensweisen, sonstige 

pflegerelevante inadäquate Handlungen; 

4. Selbstversorgung: Waschen des vorderen Oberkörpers, Körperpflege im Bereich 

des Kopfes, Waschen des Intimbereichs, Duschen und Baden einschließlich 

Waschen der Haare, An- und Auskleiden des Oberkörpers, An- und Auskleiden des 

Unterkörpers, mundgerechtes Zubereiten der Nahrung und Eingießen von 

Getränken, Essen, Trinken, Benutzen einer Toilette oder eines Toilettenstuhls, 

Bewältigen der Folgen einer Harninkontinenz und Umgang mit Dauerkatheter und 

Urostoma, Bewältigen der Folgen einer Stuhlinkontinenz und Umgang mit Stoma, 

Ernährung parenteral oder über Sonde, Bestehen gravierender Probleme bei der 

Nahrungsaufnahme bei Kindern bis zu 18 Monaten, die einen außergewöhnlich 

pflegeintensiven Hilfebedarf auslösen; 

5. Bewältigung von und selbständiger Umgang mit krankheits- oder therapiebedingten 

Anforderungen und Belastungen: 

a. in Bezug auf Medikation, Injektionen, Versorgung intravenöser Zugänge, 

Absaugen und Sauerstoffgabe, Einreibungen sowie Kälte- und 

Wärmeanwendungen, Messung und Deutung von Körperzuständen, 

körpernahe Hilfsmittel, 

b. in Bezug auf Verbandswechsel und Wundversorgung, Versorgung mit 

Stoma, regelmäßige Einmalkatheterisierung und Nutzung von 

Abführmethoden, Therapiemaßnahmen in häuslicher Umgebung, 

c. in Bezug auf zeit- und technikintensive Maßnahmen in häuslicher Umgebung, 

Arztbesuche, Besuche anderer medizinischer oder therapeutischer 

Einrichtungen, zeitlich ausgedehnte Besuche medizinischer oder 

therapeutischer Einrichtungen, Besuch von Einrichtungen zur Frühförderung 

bei Kindern sowie 

d. in Bezug auf das Einhalten einer Diät oder anderer krankheits- oder 

therapiebedingter Verhaltensvorschriften; 
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6. Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte: Gestaltung des Tagesablaufs 

und Anpassung an Veränderungen, Ruhen und Schlafen, Sichbeschäftigen, 

Vornehmen von in die Zukunft gerichteten Planungen, Interaktion mit Personen im 

direkten Kontakt, Kontaktpflege zu Personen außerhalb des direkten Umfelds. 

(3) Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten, die dazu führen, dass die 

Haushaltsführung nicht mehr ohne Hilfe bewältigt werden kann, werden bei den Kriterien der in 

Absatz 2 genannten Bereiche berücksichtigt. 

§ 15 Absatz 3 SGB XI - Ermittlung des Grades der Pflegebedürftigkeit, 

Begutachtungsinstrument 

(3) Zur Ermittlung des Pflegegrades sind die bei der Begutachtung festgestellten Einzelpunkte 

in jedem Modul zu addieren und dem in Anlage 2 festgelegten Punktbereich sowie den sich 

daraus ergebenden gewichteten Punkten zuzuordnen. Den Modulen 2 und 3 ist ein 

gemeinsamer gewichteter Punkt zuzuordnen, der aus den höchsten gewichteten Punkten 

entweder des Moduls 2 oder des Moduls 3 besteht. Aus den gewichteten Punkten aller Module 

sind durch Addition die Gesamtpunkte zu bilden. Auf der Basis der erreichten Gesamtpunkte 

sind pflegebedürftige Personen in einen der nachfolgenden Pflegegrade einzuordnen: 

1. ab 12,5 bis unter 27 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 1: geringe 

Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten, 

2. ab 27 bis unter 47,5 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 2: erhebliche 

Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten, 

3. ab 47,5 bis unter 70 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 3: schwere 

Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten, 

4. ab 70 bis unter 90 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 4: schwerste 

Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten, 

5. ab 90 bis 100 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 5: schwerste Beeinträchtigungen 

der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten mit besonderen Anforderungen an die 

pflegerische Versorgung. 

Auszug aus dem Pflegezeitgesetz (PflegeZG) 

§ 7 Absatz 3 PflegeZG - Begriffsbestimmungen 

(3) Nahe Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern, 

2. Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen oder 

lebenspartnerschaftsähnlichen Gemeinschaft, Geschwister, Ehegatten der 

Geschwister und Geschwister der Ehegatten, Lebenspartner der Geschwister und 

Geschwister der Lebenspartner, 

3. Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder des 

Ehegatten oder Lebenspartners, Schwiegerkinder und Enkelkinder. 
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